
LEGENDE DER PLANUNGSUNTERLAGE

Bebauung

Mauer

Flurgrenze

Flurstücksgrenze

Grünland

ART DER BAULICHEN NUTZUNG
(§ 5 Abs. 2 Nr. 1 des Baugesetzbuches - BauGB -,
§§ 1 bis 11 der Baunutzungsverordnung - BauNVO - )

PLANZEICHENERKLÄRUNG

MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

Geschoßflächenzahl als Höchstzahl

Grundflächenzahl

Zahl der Vollgeschosse

als Höchstmaß

BAUWEISE, BAULINIEN, BAUGRENZEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

Baugrenze

GRÜNFLÄCHEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

PLANUNGEN, NUTZUNGSREGELUNGEN, MASS-
NAHMEN UND FLÄCHEN FÜR MASSNAHMEN ZUM
SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG
VON NATUR UND LANDSCHAFT
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 BauGB)

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung
von Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr.20 BauGB)
(siehe Textliche Festsetzung Nr. 5)

Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen sowie Bindungen für Bepflanzungen
und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und
sonstigen Bepflanzungen sowie Gewässern
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen
von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Be-
pflanzungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 Buchstabe a BauGB)
(siehe Textliche Festsetzung Nr.4)

SONSTIGE PLANZEICHEN

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches
des Bebauungsplanes
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Übersichtsplan Maßstab 1:5000
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RHUMSPRINGE

SÜDLICH DER 
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1. ÄNDERUNG

M. 1:1000

BAUGESETZBUCH 2004, BAUNUTZUNGSVERORDNUNG 1990, 
PLANZEICHENVERORDNUNG 1990,

IN DER JEWEILS ZULETZT GELTENDEN FASSUNG

BÜRO KELLER    LOTHRINGER STRASSE 15    30559 HANNOVER

gemäß § 4 (1) BauGB

bearbeitet am:
27.6.2005 / VÖ

                                                           Präambel

Aufgrund des § 1 Abs. 3 und des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) und der §§
56 und 98 der Nds. Bauordnung und des § 40 der Nds. Gemeindeordnung hat der Rat der
Gemeinde diesen Bebauungsplan Nr. 13, 1. Änderung bestehend aus der Planzeichnung und 
den nebenstehenden textlichen Festsetzungen (sowie den nebenstehenden Örtlichen Bauvor-
schriften), als Satzung beschlossen.

Rhumspringe, den 24.03.2006

                                                         Siegel

                                                                                                     gez. Jacobi
                                                                                                   Bürgermeister                                                                     
______________________________________________________________________

                                                  Aufstellungsbeschluss

Der Rat/Verwaltungsauschuss der Gemeinde hat in seiner Sitzung am 24.05.2005 die Aufstellung
der 1. Änderung des Bebauungsplanes beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss/Änderungs-
beschluss ist gemäß § 2 Abs. 1 BauGB i.V. m. § 2 Abs. 4 BauGB  *) ortsüblich bekanntge-
macht.

Rhumspringe, den 24.03.2006

                                                                                                     gez. Jacobi
                                                                                                   Bürgermeister
______________________________________________________________________

                                                           Planunterlage

Kartengrundlage: Automatisierte Liegenschaftskarte - ALK  /  VP -  L4 -145/2005
Landkreis: Göttingen
Gemarkung: Rhumspringe
Flur: 4

Die Vervielfältigung ist nur für eigene, nichtgewerbliche Zwecke gestattet (§ 5 Abs. 3,
§ 9 Abs.1 Nr. 2 Niedersächsisches Vermessungsgesetz vom 12.12.2002, Nieder-
sächsisches GVBI. 2003, Seite 5, in der zuletzt geltenden Fassung).

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die städte-
baulich bedeutsamen baulichen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze  vollständig
nach (Stand vom 31.3.2005 ).Sie ist hinsichtlich der Darstellung der Grenzen und der bau-
lichen Anlagen geometrisch einwandfrei.

Die Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei
möglich.

Katasteramt Göttingen, den 17. März 2006

                                                                  Siegel

                                                                                                    gez. Frie
                  

BEBAUUNGSPLAN NR. 13

Bezugspunkt
Oberkante Fahrbahndecke

*

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

1. Gemäß § 16 Absatz 3 BauNVO darf die Höhe der 
baulichen Anlagen 7,5 m über Bezugspunkt 
(Oberkante Fahrbahndecke) nicht überschreiten. 

2. Im Gewerbegebiet sind gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO 
die Ausnahmen unter § 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO 
allgemein zulässig. 

3. Im eingeschränkten Gewerbegebiet         sind nur 
nicht wesentlich störende Betriebe bzw. Betriebs-
anlagen zulässig, die die Lärmrichtwerte in Anlehnung 
an die Orientierungswerte nach DIN 18005 eines 
Mischgebietes nicht überschreiten (60 dB(A) tags und 
45 dB(A) nachts). 

4. Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25a + b BauGB ist in dem mit                
festgesetzten Pflanzstreifen eine Anpflanzung von 
hochwachsenden einheimischen und 
standortgerechten Laubbäumen vorzunehmen. Je 
20 lfdm Pflanzstreifen ist ein Laubbaum I. oder II. 
Größenordnung anzupflanzen und zu erhalten. 
Gemäß § 12 Abs. 6 und § 14 Abs. 1 BauNVO sind 
Nebenanlagen innerhalb des Pflanzstreifens 
ausgeschlossen. 

5. Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25a + b BauGB sind in der 
ausgewiesenen privaten Grünfläche (Sukzessions-
fläche) 5 standortheimische Laubbäume (I. oder II. 
Größenordnung) anzupflanzen und zu erhalten. 

6. Im Gewerbegebiet ist gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25a + b 
BauGB für jeweils 5 errichtete Stellplätze mindestens 
ein hochwachsender einheimischer und 
standortgerechter Laubbaum I. oder II. 
Größenordnung anzupflanzen und zu erhalten. 

7. Im Gewerbegebiet darf je 1.000 m² Grundstücksfläche 
1,5 I/sek Oberflächenwasser an den Regenwasser-
kanal abgegeben werden. Die Zwischenwerte sind zu 
interpolieren. 
Das durch die Versiegelung der Grundstücke mehr 
anfallende Oberflächenwasser muß auf dem 
Grundstück zurückgehalten werden (gemäß § 9 Abs. 1 
Nr. 20 BauGB).  

8. Anpflanzungen und Maßnahmen innerhalb des 
Gewerbegebietes nach den Festsetzungen dieses 
Bebauungsplanes werden als Ausgleichsmaßnahme 
den Eingriffen in die Belange von Natur und 
Landschaft gemäß § 9 Abs. 1a BauGB zugeordnet. 
Sie sind innerhalb der Baugrundstücke durch den 
jeweiligen Grund- stückseigentümer spätestens in der 
übernächsten auf den Beginn der Baumaßnahme 
folgenden Anpflanzperiode (Oktober bis April) 
durchzuführen. 
Dem Gewerbegebiet wird für die Inanspruchnahme 
der Grünfläche (Sukzessionsfläche) Ausgleichs-
maßnahme, für den Eingriff in die Belange von Natur 
und Landschaft gemäß § 9 Abs.1a BauGB, die 
Ausgleichsmaßnahme im Bereich der Gemarkung 
Rhumspringe, Flur 4, Flurstück 516 / 4, auf einer 
Fläche von 6922 m² die Umnutzung von Grünland 

      - Weideland in Sukzessionsfläche zugeordnet.

*

                                                    Beitrittsbeschluss

Der Rat der Gemeinde ist den in der Verfügung vom
AZ.:                          , aufgeführten Auflagen/Massgaben/Ausnahmen in seiner Sitzung am
            beigetreten.

Der Bebauungsplan, 1. Änderung, hat wegen der Auflagen/Maßgaben vom            bis
            öffentlich ausgelegen.

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am            ortsüblich bekanntgemacht.

Rhumspringe , den

                                                                                                   Bürgermeister
______________________________________________________________________

                                                         Inkrafttreten

Die Erteilung der Genehmigung /Der Satzungsbeschluss *) der 1. Änderung des Bebau-
ungsplanes ist gemäß § 10 Abs. 3 BauGB am 30.03.2006 ortsüblich bekanntgemacht worden.

Der Bebauungsplan, 1. Änderung, ist damit am 30.03.2006 rechtsverbindlich geworden

Rhumspringe, den 24.03.2006

                                                                                                     gez. Jacobi                        
                                                                                                   Bürgermeister                                                                                                   
______________________________________________________________________

                           Frist für Geltendmachung  der Verletzung von Vorschriften

1. Eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

2 eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung
der Vorschriften über das Verhältnis der 1. Änderung des Bebauungs-
planes und des Flächennutzungsplanes und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs,

sind nicht innerhalb von zwei Jahren seit Bekanntmachung der 1. Änderung 
des Bebauungsplanes schriftlich gegenüber der Stadt unter Darlegung des die Verletzung 
begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden (gemäß § 215 BauGB).

Rhumspringe , den

                                                                                                   Bürgermeister
______________________________________________________________________
                                                                         *) Nichtzutreffendes streichen
                                                                      
                                

                                                   Vereinfachte Änderung

Der Rat/Verwaltungsausschuss der Stadt hat in seiner Sitzung am             dem Entwurf
der    Änderung (vereinfacht) des Bebauungsplanes und der Begründung zugestimmt und die 
öffentliche Auslegung entsprechend § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen.

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am            ortsüblich bekanntgemacht.

Der Planentwurf mit Begründung hat gemäß § 13 (2) Nr. 2 i.V. mit § 3 (2) BauGB vom            
bis einschließlich                        öffentlich ausgelegen.

Den von der Planänderung Betroffenen wurde mit Schreiben vom                  Gelegenheit 
zur Stellungnahme bis zum            gegeben.

Rhumspringe , den

                                                                                                   Bürgermeister
______________________________________________________________________

                                                  Satzungsbeschluss

Der Rat der Gemeinde hat den Bebauungsplan, 1. Änderung, nach Prüfung der Anregungen 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in seiner Sitzung am 16.02.2006 als Satzung ( § 10 Abs. 1 BauGB )
sowie die Begründung beschlossen.

Rhumspringe , den 24.03.2006

                                                                                                    gez. Jacobi
                                                                                                   Bürgermeister
______________________________________________________________________

                                                       Genehmigung

Der Bebauungsplan,    Änderung, ist gemäß § 10 Abs. 2 BauGB am            zur Genehmi-
gung eingereicht worden.

Der Bebauungsplan,    Änderung, ist mit Verfügung (AZ.:
vom heutigen Tage unter Auflagen/mit Massgaben genehmigt. Die kenntlich gemachten
Teile sind von der Genehmigung ausgenommen.

                                                         Planverfasser

Der Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes wurde ausgearbeitet vom

Hannover im Mai 2005                 

                                                             

                                                                      Büro für städtebauliche Planung

                                                                 30559 Hannover    Lothringer Straße 15

                                                                                 Telefon (0511) 522530       Fax 529682

                                                                               gez. Keller
______________________________________________________________________

                                              Öffen tliche Auslegung

Der Rat/Verwaltungsausschuss der Gemeinde hat in seiner Sitzung am 31,08.2005 dem
Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes und der Begründung zugestimmt  und die
öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen.

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am 13.09.2005 ortsüblich bekanntgemacht.

Der Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes und der Begründung hat 
vom 22.09.2005 bis 24.10.2005 gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen.

Rhumspringe, den 24.03.2006

                                                                                                    gez. Jacobi                                           
                                                                                                   Bürgermeister
______________________________________________________________________

                             Erneute Öffentliche Au slegung mit Einschränkung

Der Rat/Verwaltungsausschuss der Gemeinde hat in seiner Sitzung am 08.12.2005 dem
geänderten Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes und der Begründung zugestimmt
und die erneute öffentliche Auslegung mit Einschränkungen gemäß § 4a Abs. 3 Satz 2 bzw.
Satz 4 BauGB und mit einer verkürzten Auslegungszeit  gemäß § 4a Abs. 3 Satz 3 BauGB
beschlossen.

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am 22.12.2005 ortsüblich bekanntgemacht.

Der Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes und der Begründung hat vom
30.12.2005 bis 31.01.2006 gemäß § 3 Abs. 2 BauGB erneut öffentlich ausgelegen.

Den von der Planänderung Betroffenen wurde mit Schreiben vom                  Gelegenheit 
zur Stellungnahme bis zum            gegeben.

Rhumspringe , den 24.03.2006

                                                                                                     gez. Jacobi
                                                                                                   Bürgermeister
                                                        

                                                      

Sukzessionsfläche, privat
(siehe Textliche Festsetzung Nr. 5)

* Gewerbegebiete (eingeschränkt)
(§ 8 BauNVO)
(siehe Textliche Festsetzung Nr. 3)

Höhenlinie über N.N. (nicht vorhanden)

gemäß § 3 (2) BauGB
gemäß § 4 (2) BauGB

bearbeitet am:
31.08.2005 / RO

erneut
gemäß § 3 (2) BauGB

bearbeitet am:
08.12.2005 / RO

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches
der Änderung des Bebauungsplanes
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

nicht überbaubare Fläche
bebaubare Fläche

bearbeitet am:
16.02.2006 / RO

gemäß § 10 (1) BauGB gemäß § 10 (3) BauGB

Planbereich der
Änderung












































